Anlage TOP 8
Vergiitung des Aufsichtsrats

Allgemein

Bei borsennotierten Gesellschaften ist nach § 113 Abs. 3 AktG mindestens alle vier Jahre (ber die Verglitung
der Aufsichtsratsmitglieder durch die Hauptversammlung ein Beschluss zu fassen. Ein die Vergutung
bestatigender Beschluss ist zuldssig. In dem Beschluss sind die nach § 87a Abs. 1 Satz 2 AktG
(Vergutungssystem fiir die Vorstandsmitglieder) erforderlichen Angaben sinngemal zu machen.

Die Hauptversammlung vom 28. Juli 2022 hat den Vorschlag des Aufsichtsrats und des Vorstands Uber eine
Anderung des § 17 der Satzung der Gesellschaft betreffend die Vergiitung der Aufsichtsratsmitglieder am 28.
Juli 2022 mit einer Mehrheit von 79,98% der giltigen abgegebenen Stimmen angenommen. Infolgedessen ist
seit dem Jahr 2022 die aktuell gliltige Fassung des § 17 der Satzung in Kraft.

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass die aktuell giiltige Aufsichtsratsverglitung angemessen
ist. Die Hauptversammlung vom 23. Juli 2026 soll gemal §§ 113 Abs. 3 AktG unter Tagesordnungspunkt 7
erneut Uber die Vergltung des Aufsichtsrats, beschlieRen. Dieser Anhang, Anlage TOP 7, enthalt die nach
§ 113 Abs. 3 Satz 3, 87a Abs. 1 Satz 2 AktG erforderlichen Angaben, soweit sie im Vergitungssystem
tatsachlich vorgesehen sind.

Beitrag der Aufsichtsratsvergiitung zur Férderung der Geschaftsstrategie und zur langfristigen
Entwicklung der Gesellschaft

Der Aufsichtsrat hat im Rahmen seiner durch Gesetz und Satzung der Gesellschaft festgelegten Aufgaben
unter anderem die Geschéftsfuhrung durch den Vorstand zu Gberwachen. Die Aufsichtsratsvergitung muss so
ausgestaltet sein, dass sie eine qualitativ hochwertige und vor allem unabhangige Uberwachung der
Geschaftsfiihrung des Vorstands durch den Aufsichtsrat sicherstellt. Die letzte Anpassung der grundsatzlichen
Aufsichtsratsvergltung erfolgte durch die Hauptversammlung im Jahr 2022 und ist nach Auffassung von
Vorstand und Aufsichtsrat weiterhin angemessen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats der Alexanderwerk AG erhalten eine feste jahrliche Vergitung sowie
Sitzungsgelder und Auslagenersatz, jeweils zuziglich Erstattung der Umsatzsteuer. Zusatzlich zu der festen
Vergitung erhalten Aufsichtsratsvorsitzender und stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender eine weitere feste
Vergutung. Die Vergltungshdhe der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder hangt somit von den Ubernommenen
Aufgaben im Aufsichtsrat sowie von der Teilnahme an den Sitzung en des Aufsichtsrats ab.

Die Vergutung des Aufsichtsrats ist nicht unmittelbar mit dem wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens
verknupft. Dadurch unterscheidet sich die Verglitung des Aufsichtsrats von der Vergltung des Vorstands, die
eine variable Vergutungskomponente enthalt, die sich am wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens orientiert.
Diese unterschiedliche Ausgestaltung der Verglitungssysteme sichert die Unabhangigkeit des Aufsichtsrats
und férdert auf diese Weise die Geschaftsstrategie und langfristige Entwicklung der Gesellschaft.

Die Hauptversammlung vom 23. Juli 2026 soll die bisherige Vergutung des Aufsichtsrats nach § 17 der Satzung
bestatigen. Der Wortlaut des gednderten § 17 der Satzung der Gesellschaft ist im Folgenden wiedergegeben.

Nach Auffassung von Vorstand und Aufsichtsrat ist die Vergitung des Aufsichtsrats angemessen. Dies betrifft
sowohl die Héhe der Festvergltung sowie der Sitzungsgelder als auch die Méglichkeit der Hauptversammlung
durch einen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefassten Beschluss den Mitgliedern des
Aufsichtsrats jeweils fur ein einzelnes Geschéftsjahr zusatzlich zu der festen jahrlichen Verglitung, einer
Vergutung flr Ausschusstatigkeit, den Sitzungsgeldern und dem Auslagenersatz nebst Erstattung der
Umsatzsteuer eine Anerkennungspramie zusprechen kann.

Verfahren zur Festsetzung der Aufsichtsratsvergiitung

Die Vergutung der Aufsichtsratsmitglieder ist in § 17 der Satzung der Gesellschaft geregelt. Vorstand und
Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung am 23. Juli 2026 vor, § 17 der



Satzung der Gesellschaft mit nachstehendem Wortlaut zu bestatigen:
»§ 17 Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhélt eine Vergitung nach Mal3gabe der folgenden Bestimmungen:
a) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhélt eine feste jéhrliche Vergiitung in Héhe von EUR 10.000,00.

b) Zusétzlich zu der festen Vergiitung nach dem vorstehenden Buchstaben a) erhélt der
Aufsichtsratsvorsitzende eine feste jahrliche Vergiitung in Héhe von EUR 10.000,00 und der
stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende in Héhe von EUR 5.000,00.

c) Zusétzlich zu der festen Verglitung nach den vorstehenden Buchstaben a) und b) erhélt jedes
Mitglied des Priifungsausschusses eine feste jahrliche Verglitung in Héhe von EUR 3.000,00 und der
Vorsitzende des Priifungsausschusses zusétzlich EUR 2.000,00. Der vorstehende Satz gilt
entsprechend fiir sonstige Ausschiisse des Aufsichtsrats, soweit diese gebildet sind, wobei die
Vergliitung jeweils fiir jeden Ausschuss gesondert gewéhrt wird.

d) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat bzw. einem Ausschuss nur wéhrend eines Teils des
jeweiligen Geschéftsjahres angehéren, erhalten fiir jeden angefangenen Monat ihrer Mitgliedschaft
im Aufsichtsrat bzw. dem Ausschuss ein Zwélftel der jdhrlichen Verglitung gemal3 den vorstehenden
Buchstaben a) bis c).

e) Die Hauptversammlung kann durch mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gliltigen Stimmen
gefassten Beschluss fiir jeweils ein Geschéftsjahr eine Anerkennungsprémie gewdhren, die
zusétzlich zu der Verglitung nach den vorstehenden Buchstaben a) bis d) und zusétzlich zum
Sitzungsgeld nach dem nachfolgenden Buchstaben f) zu zahlen ist. Wird eine Anerkennungsprémie
gewédhrt, muss diese fiir alle Aufsichtsratsmitglieder gelten, jedoch kann die Hauptversammlung
unterschiedlich hohe Anerkennungsprémien fiir die Aufsichtsratsmitglieder beschlieBen, soweit
dadurch einer unterschiedlichen individuellen Leistung und Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder
Rechnung getragen wird. Der vorstehende Buchstabe d) gilt entsprechend.

f) Dariiber hinaus erhélt jedes Aufsichtsratsmitglied fiir jede Teilnahme an einer ordentlichen
Aufsichtsratssitzung ein Sitzungsgeld in Héhe von EUR 1.000,00, wobei jedoch nur eine Sitzung pro
Kalendertag berticksichtigt wird. Fiir die Teilnahme an Ausschusssitzungen wird kein Sitzungsgeld
gewéhrt.

g) Verglitungen nach den vorstehenden Buchstaben a) bis d) werden am zehnten Tag Werktag nach
der Beendigung der Hauptversammlung féllig, die den Konzernabschluss fiir das jeweilige
Geschétftsjahr entgegennimmt oder (ber seine Billigung entscheidet. Sitzungsgelder nach dem
vorstehenden Buchstaben f) werden am zehnten Werktag nach der jeweiligen Sitzung des
Aufsichtsrats féllig. Eine Anerkennungsprémie nach dem vorstehenden Buchstaben e) wird am
zehnten Werktag nach der Beendigung der Hauptversammiung féllig, die Uber die
Anerkennungsprdmie beschlief3t.

h) Zusétzlich zu den Zahlungen nach den vorstehenden Buchstaben a) bis f) hat jedes Mitglied des
Aufsichtsrats Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen:

i) Die Umsatzsteuer fiir alle Zahlungen nach diesem § 17 geht zu Lasten der Gesellschaft.”

Verfahren zur Uberpriifung der Aufsichtsratsvergiitung

Der Aufsichtsrat Uberpriift regelmaRig sowie anlassbezogen die Angemessenheit der Bestandteile, Ho6he und
Struktur seiner Vergitung. Hierzu wertet der Aufsichtsrat die Verglitung der Aufsichtsratsmitglieder bei anderen
vergleichbaren Gesellschaften aus und vergleicht diese mit der Verglitung des Aufsichtsrats der Alexanderwerk
AG sowohl hinsichtlich der Bestandteile als auch der Héhe und Struktur der Vergutung. Ferner berlcksichtigt
der Aufsichtsrat die Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus. Auf der Grundlage dieser Analyse und unter
Beruicksichtigung der Bedeutung und des zeitlichen und qualitativen Aufwands der Arbeit im Aufsichtsrat und
dessen Ausschussen entscheidet der Aufsichtsrat darlber, ob er der Hauptversammlung eine Anpassung
seiner Vergutung vorschlagt.



Nach §§ 113 Abs. 3 Satz 3, 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 AktG kann die Aufsichtsratsvergiitung durch einen Vergleich
mit den Vergutungs- und Beschaftigungsbedingungen der Arbeitnehmer des Unternehmens bestimmt werden.
Nach Ansicht des Aufsichtsrats stellt dieser sogenannte vertikale Vergleich jedoch kein taugliches Kriterium zur
Bestimmung der Aufsichtsratsvergiitung dar. Dem steht zum einen entgegen, dass sich die Art der Tatigkeit
des Aufsichtsrats grundlegend von den Tatigkeiten der Arbeitnehmer der Alexanderwerk AG bzw. des
Alexanderwerk-Konzern unterscheidet. Zum anderen tben die Arbeithehmer des Unternehmens ihre Tatigkeit
Uberwiegend in Vollzeit aus, wahrend die Aufsichtsratstatigkeit eine Nebentatigkeit ist.

Zur Vorbereitung der in § 113 Abs. 3 Satz 1 AktG mindestens alle vier Jahre vorgesehen Beschlussfassung
der Hauptversammlung Uber die Vergutung der Aufsichtsratsmitglieder fuhrt der Aufsichtsrat eine Analyse
seiner Vergutung spatestens alle vier Jahre durch. Aufsichtsrat und Vorstand legen der Hauptversammlung
spatestens alle vier Jahre die Verglitung der Aufsichtsratsmitglieder zur Beschlussfassung vor. Soweit Anlass
besteht, die Vergltung der Aufsichtsratsmitglieder zu &ndern, werden Vorstand und Aufsichtsrat der
Hauptversammlung einen Vorschlag fiir eine Anderung von § 17 der Satzung der Gesellschaft vorlegen. Aus
besonderem Anlass werden Aufsichtsrat und Vorstand der Hauptversammlung zudem vorschlagen, den
Aufsichtsratsmitgliedern fir einzelne Geschéaftsjahre eine Anerkennungspramie gemaf § 17 lit. e) der Satzung
der Gesellschaft zu bewilligen. Findet die der Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgelegte
Aufsichtsratsvergltung nicht die erforderliche Mehrheit, so werden Aufsichtsrat und Vorstand spatestens der
darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung eine Uberpriifte Aufsichtsratsverglitung vorlegen, wie es in
§§ 113 Abs. 3 Satz 6, 120a Abs. 3 AktG vorgesehen ist.

Durch die Einbeziehung des Aufsichtsrats in die Festlegung seiner Vergitung ergibt sich zwangslaufig ein
Interessenkonflikt. Diesem wirkt die gesetzliche Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergltung in § 113 AktG
entgegen, indem sie der Hauptversammlung die Letztentscheidungsbefugnis fir die Vergltung der
Aufsichtsratsmitglieder zuweist.

Vergutungsbezogene Rechtsgeschifte

Grundlage der Vergutung der Aufsichtsratsmitglieder ist das durch ihre Bestellung begriindete organschaftliche
Verhaltnis in Verbindung mit § 17 der Satzung der Gesellschaft und etwaigen Beschlissen der
Hauptversammlung tber die Vergitung der Aufsichtsratsmitglieder.

Zwischen der Alexanderwerk AG und den Aufsichtsratsmitgliedern bestehen deshalb keine Rechtsgeschéfte,
durch die einem Aufsichtsratsmitglied ein Anspruch auf Vergiitung fir die Aufsichtsratstatigkeit gewahrt wird.

Die Vergitung nach § 17 der Satzung der Gesellschaft beziehen die Aufsichtsratsmitglieder fiir die Dauer ihrer
Bestellung. Diese richtet sich fiir die von der Hauptversammlung gewahlten Aufsichtsratsmitglieder nach § 10
der Satzung der Gesellschaft, der wie folgt lautet:

LDer Aufsichtsrat besteht aus 3 Mitgliedern. Die Wahl von Ersatzmitgliedern fiir die Aufsichtsratsmitglieder ist
zuldssig. Die Wahl erfolgt fiir den im Beschluss vorgesehenen Zeitraum, ldngstens jedoch fiir die nach § 102
AktG zuldssige Hochstdauer. Sieht der Beschluss keinen Zeitraum vor, erfolgt die Wahl fiir die in § 102 AktG
zuldssige Hochstdauer. Wiederwahl ist statthaft. Scheidet ein von der Hauptversammlung gewéhltes Mitglied
vor Ablauf seiner Amtsdauer aus dem Aufsichtsrat aus, so tritt das Ersatzmitglied an seine Stelle. Steht kein
Ersatzmitglied mehr zur Verfiigung, so st fiir das ausgeschiedene Mitglied in der néchsten
Hauptversammlung eine Neuwahl vorzunehmen. Die Amtsdauer des Ersatzmitgliedes bzw. des neu
gewdhlten Mitgliedes qilt fiir den Rest der Amtsdauer des Ausgeschiedenen.”

Die Amtszeit der am 23. Juli 2026 amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats dauert regular (mit Ausnahme des
durch gerichtliche Ersatzbestellung flir das ehemalige Aufsichtsratsmitglied Herrn Nirfan Abes bestellte Mitglied
Herr Jurgen Goller) bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die Uber die Entlastung fur das vierte
Geschéftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschlieft. Dies wird voraussichtlich die ordentliche
Hauptversammlung der Gesellschaft sein, die im Jahr 2028 zusammentritt.

Die Aufsichtsratsmitglieder kdnnen ihr Amt gemaf § 11 der Satzung der Gesellschaft jederzeit durch eine an
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende Erklarung niederlegen. Eine Abberufung
der Aufsichtsratsmitglieder ist nach Malgabe der jeweils anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen moglich.



VI

Bestandteile, Hohe und Struktur der Aufsichtsratsvergiitung

Nach dem § 17 der Satzung der Gesellschaft, der durch die Hauptversammlung vom 23. Juli 2026 unter
Tagesordnungspunkt 7 bestatigt werden soll, erhalt jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine feste jahrliche
Vergitung in H6he von EUR 10.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats sowie sein Stellvertreter erhalten
fur den mit ihrer Téatigkeit verbundenen héheren Organisations- und Verwaltungsaufwand sowie ihre besondere
Verantwortung fur die erfolgreiche und effiziente Zusammenarbeit des Gesamtgremiums eine erhdhte feste
Vergitung. Die Erhéhung betragt fir den Vorsitzenden EUR 10.000,00 (die jahrliche feste Verglitung somit
EUR 20.000,00) und fir den Stellvertreter EUR 5.000,00 (die jahrliche feste Vergitung somit EUR 15.000,00).

Ferner erhalten die Mitglieder des Prifungsausschusses nach § 17 der Satzung der Gesellschaft eine feste
jahrliche Vergltung in Héhe von EUR 3.000,00. Der Vorsitzende des Prufungsausschusses erhalt fir seinen
héheren zeitlichen Aufwand und seine gréRere Verantwortung jahrlich zusatzlich EUR 2.000,00 (insgesamt
also EUR 5.000,00). Soweit der Aufsichtsrat weitere Ausschiisse bildet, gelten diese Regelungen fir diese
weiteren Ausschisse entsprechend, wobei die Vergltung jeweils fir jeden Ausschuss gesondert bewilligt wird.

Durch die unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Bestatigung des § 17 der Satzung der Gesellschaft
bleibt die Mdoglichkeit der Hauptversammlung erhalten, den Aufsichtsratsmitgliedern zusatzlich zu den
unmittelbar in der Satzung festgelegten Vergitungskomponenten fiir einzelne Geschaftsjahre durch Beschluss
eine Anerkennungspramie fir besondere Leistungen zukommen zu lassen. Der Beschluss Uber die Gewahrung
der Anerkennungspramie bedarf der einfachen Mehrheit der abgegebenen gultigen Stimmen. Vorstand und
Aufsichtsrat werden der Hauptversammlung einen entsprechenden Beschluss vorschlagen, soweit aufgrund
besonderer Leistungen der Aufsichtsratsmitglieder in einem Geschaftsjahr dazu ein Anlass besteht. Um dem
Grundsatz der Gleichbehandlung aller Aufsichtsratsmitglieder Rechnung zu tragen, darf eine
Anerkennungspramie nach der vorgeschlagenen Regelung jeweils nur fir alle Aufsichtsratsmitglieder
beschlossen werden. Eine angemessene Differenzierung nach individueller Leistung und Verantwortung
zwischen den Aufsichtsratsmitgliedern soll der Hauptversammlung aber méglich sein.

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat bzw. einem Ausschuss nur wahrend eines Teils des jeweiligen
Geschaftsjahres angehoren, erhalten fir jeden angefangenen Monat ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat bzw.
einem Ausschuss ein Zwolftel der jahrlichen Vergutung bzw. der Anerkennungspramie.

Um die zeitliche Inanspruchnahme durch die Sitzungsteilnahme in der Aufsichtsratsvergiitung angemessen zu
berlcksichtigen, erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats darliber hinaus fir jede Sitzung des Aufsichtsrats, an
der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in H6he von EUR 1.000,00, wobei jedoch nur eine Sitzung pro Tag
berucksichtigt wird. Fir die Teilnahme an Ausschusssitzungen wird kein Sitzungsgeld gewahrt.

Die feste Vergutung wird am zehnten Werktag nach der Beendigung der Hauptversammlung fallig, die den
Konzernabschluss flir das jeweilige Geschaftsjahr entgegennimmt oder Uber seine Billigung entscheidet.
Sitzungsgelder werden am zehnten Werktag nach der jeweiligen Sitzung des Aufsichtsrats fallig. Eine
Anerkennungspramie wird am zehnten Werktag nach der Beendigung der Hauptversammlung fallig, die Uber
die Anerkennungspramie beschlie®t. Die Aufsichtsratsmitglieder sind im Interesse der Gesellschaft in eine
Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung fur Organmitglieder einbezogen. Die Pramien werden von der
Gesellschaft bezahlt.

Die Gesellschaft erstattet allen Aufsichtsratsmitgliedern auRerdem ihre Auslagen. Ferner tragt die Gesellschaft
die Umsatzsteuer auf alle nach § 17 der Satzung der Gesellschaft zu leistenden Zahlungen an
Aufsichtsratsmitglieder.



	I. Allgemein
	II. Beitrag der Aufsichtsratsvergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen   Entwicklung der Gesellschaft
	III. Verfahren zur Festsetzung der Aufsichtsratsvergütung
	IV. Verfahren zur Überprüfung der Aufsichtsratsvergütung
	V. Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte
	VI. Bestandteile, Höhe und Struktur der Aufsichtsratsvergütung

